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So betrügen
die Schüler von morgen
MAURO GUARISE: «Lehrer, Achtung: Die Mathematik
ist in Gefahr. Bald kann kein Kind mehr rechnen,
hat aber trotzdem lauter Sechser in der Rechen-
prüfung. Mit der App PhotoMath fotografieren
Schüler eine Rechenaufgabe, und die App löst
sie für einen. Dass sich die richtigen Resultate
auch in Prüfungen anderer Fächer in Windeseile
verbreiten, dafür sorgt die Beep. Diese App ist
nichts weiter als ein Kommunikationssystem,
dessen Benachrichtigungssignal auf einer Fre-
quenz von 14,800 Hertz liegt – ein Ton, den Er-
wachsene nicht hören. Resultate teilen leicht-
gemacht. Will noch jemand Lehrer werden?»

ÜBERMORGEN – Das Trend-Blog der NZZ
uebermorgen.blog.nzz.ch

Britische Verhandlungen über die EU-Mitgliedschaft

Ein enttäuschender Deal

Der britische Schatzkanzler George Osborne
hatte am Dienstag seinen grossen Auftritt in
Berlin, doch die deutschen Medien haben da-
von kaum Kenntnis genommen. Das ist ein
Fehler. Der unscheinbar auftretende Mann
mit dem weit weniger eindrücklichen rhetori-
schen Talent als Premierminister Cameron ist
der Chefstratege der Konservativen Partei. Er
prägt die britische Politik wie kein anderer
Politiker und hat die besten Aussichten, noch
in diesem Jahrzehnt der nächste Premier-
minister zu werden. Nach dem Wahlsieg sei-
ner Partei im Mai hat er sich zudem zum
Hauptverantwortlichen in Sachen EU-Mit-
gliedschaft ernannt, die seine Partei auf den
europäischen Verhandlungstisch gelegt hat.
Wenn Osborne spricht, sollten deshalb Politi-
ker in ganz Europa genau hinhören.

Seine Regierung tritt offiziell mit keinem
geringeren Anspruch auf als mit einer grund-
legenden Reform der Union, um diese demo-
kratischer, leistungsfähiger, offener und un-
bürokratischer zu machen. Das wäre fürwahr
nötig, was nicht einmal die neue EU-Kom-
mission unter Präsident Juncker bestreitet,
die eine ganz ähnliche Reformagenda vorge-
legt hat. Umso enttäuschender ist, was
Osborne Wirtschaftsvertretern und Bundes-
kanzlerin Merkel in Berlin unterbreitet hat.

Der Schatzkanzler sprach zwar artig von der
«Wertegemeinschaft», welche die beiden
Länder verbinde. Er forderte mehr Frei-
handelsverträge, mehr Wettbewerbsfähigkeit
und weniger Bürokratie in der EU, räumte
aber ein, dass all dies Ziele imGrunde bereits
von der Kommission umgesetzt würden,
wenn auch nicht schnell genug. Was Osborne
wirklich neu auf den Tisch legte, war etwas
anderes: «Wir müssen das Verhältnis zwi-
schen denMitgliedstaaten innerhalb und aus-
serhalb derWährungsunion reparieren.» Was
Osborne damit meinte, ist nicht eine nachhal-
tige Verbesserung der gesamten Union, son-
dern die Garantie, dass Grossbritannien von
künftigen Fehlentwicklungen einer immer
enger zusammenrückenden Union wirksam
verschont werden kann. Dabei stehen Inter-
essen der Londoner City imVordergrund, die
vor künftigen europäischen Regulierungen
geschützt werden soll.

Osbornes Strategie ist verständlich. In An-
erkennung der politischen Kräfteverhältnisse
und Prioritäten in einem mit permanentem
Krisenmanagement überlasteten Europa hat
die britische Regierung tatsächlich den An-
spruch aufgegeben, die Union in eine bessere
Zukunft zu führen. Stattdessen will man die
eigene Haut retten und sich aus absehbaren
Fehlentwicklungen so weit wie möglich her-
aushalten. Im Kern führt die Europastrategie
der konservativen Regierung auf das zurück,
was diemeisten Briten an Europa allein inter-
essiert: das Profitieren von einem gemeinsa-
men Wirtschaftsraum und von europäischen
Freihandelsabkommen mit dem Rest der

Welt. «Eine immer engere Union ist nicht
mehr das Richtige für uns», hielt Osborne
klipp und klar fest. Damit liegt er in der Ein-
schätzung der Stimmungslage auf der Insel
sicher richtig. Nichts würde die Briten schnel-
ler zu einem «Brexit» führen als eine erzwun-
gene fortgesetzte Abgabe nationaler Souve-
ränität an Brüssel. Mit Horror blicken die
Bürger auf der Insel derzeit auf die Flücht-
lingsströme, die offene Grenzen auf dem
Kontinent überwinden, ohne dass die natio-
nalen Regierungen sie aufhalten können.

Doch ist eine «immer engere Union» das
Richtige für denRest Europas?Die politische
Elite in Brüssel und in wichtigen europäi-
schen Hauptstädten hält unvermindert an
dem Ziel fest. Finanzkrise, Euro-Krise und
Flüchtlingskrise werden gar mit gezielter
Regelmässigkeit genutzt, um die Integration
imNamen der Krisenbekämpfung forsch vor-
anzutreiben. Auch Osborne begrüsste in Ber-
lin gar explizit eine tiefere politische und fis-
kalische Integration der Euro-Zone, um
«einen starken Euro» zu ermöglichen, an dem
auch Grossbritanniens Wirtschaft ein Inter-
esse habe. Gleichzeitig wäre diese Entwick-
lung das Letzte, an welcher der nüchterne
Schatzkanzler sein Land teilhaben lassen
wollte. Denn er weiss, dass sie in die falsche
Richtung führt, da zentrale Werte wie Sub-
sidiarität, Selbstverantwortung und demokra-
tische Kontrolle ihr zuwiderlaufen.

Die pragmatischen Briten wollen Europa
mit all seinen Krisen sich selbst überlassen.
Das ist der enttäuschende Kern eines Deals,
der Grossbritannien in Europa halten soll.

Gerangel um Einflussnahme auf den Flughafen Zürich

Zürich setzt sich unter Druck

Es war zu erwarten: Die Zürcher Regierung
verwahrt sich dezidiert dagegen, dass der
Bund mehr Einfluss auf die Landesflughäfen
nimmt. Im Entwurf der neuen Luftfahrtstra-
tegie spielt Bern sogar mit dem Gedanken,
dass die Bundesversammlung neu Grund-
satzentscheide zu den Landesflughäfen tref-
fen soll. Das Veto aus Zürich fällt nun laut
aus. Das ist verständlich, weil der Hub in Klo-
ten tatsächlich mit Rücksicht auf die Bevöl-
kerung entwickelt werden muss. Der Födera-
lismus ist aber allzu leicht beschworen, die
Zentralisierung von Einfluss verführerisch
einfach verteufelt. Anspruchsvoller wird für
die Zürcher Regierung sein, dem Anspruch
auf Kompetenzen Führungsstärke folgen zu

lassen. Dies ist aber nötig: Der Regierungsrat
kann verstärkten Einfluss aus Bern nur ab-
wehren, wenn er mutig ist, Entwicklungsper-
spektiven aufzeigt und auch unangenehme
Entscheide fällt.

In abstrakten Diskussionen über Kompe-
tenzfragen ist eine klare Haltung gefahrlos.
Geht es um die strittigen Themen wie Süd-
starts geradeaus über Mittag oder Pistenver-
längerungen zwecks Stärkung des Ostkon-
zepts, ist Führungsstärke untrennbar mit der
Bereitschaft verknüpft, emotionale Kritik
einzustecken. Realpolitisch ist es einfach: Je
kleiner diese Bereitschaft ist und je drängen-
der der Handlungsdruck aufgrund der Ent-
wicklung in der Luftfahrt ausfällt, desto ent-
schiedener wird und muss sich der Bund ein-
mischen. Denn die Landesflughäfen und allen
voran das Zürcher Drehkreuz sind nationale
Infrastrukturen erster Güte. Es ist heute
schon bemerkenswert, dass die Planung in der
Luftfahrt nicht aus einemGuss erfolgen kann
– anders als bei den Nationalstrassen, deren

Nutzung deutlich mehr Lärmbetroffene zur
Folge hat als der Luftverkehr. Nicht hinnehm-
barwäre es aber sicher, sollte dieEntwicklung
des Hubs in Kloten trotz Bedarf nach zusätz-
licher Kapazität wegen Zürcher Uneinigkeit
auf Jahre hinaus blockiert sein.

Die Probleme sind bereits heute drängend.
Werden die Prognosen zur Mobilitätsent-
wicklung in der Luftfahrt nur annähernd ein-
treffen, kann der FlughafenZürich schon bald
nicht mehr nachfrageorientiert betrieben
werden. Die volkswirtschaftlich bedeutsame
Geschäftsfliegerei wird zudem verdrängt.
Schon heute führen Kapazitätsprobleme in
den Spitzenzeiten täglich zu Ungemach. Im
Jahr 2014 hatten 22,4 Prozent der Flüge in
Zürich mehr als 15 Minuten Verspätung. Wie
Abhilfe schaffen? Die Zürcher Regierung
neigt bis anhin dazu, auf stagnierende Flug-
bewegungszahlen zu verweisen – und zu hof-
fen, dass dies ewig so weitergeht. Stattdessen
muss sie jetzt Lösungen mittragen, die eine
Entwicklung zulassen.

Ausschlusskriterien für Bundesratskandidaten

Systemwidrige Forderungen

Die SVP hat Anspruch auf einen zweiten Sitz
in der Landesregierung. Die Fraktion wird
Kandidaten nominieren, die dann von der
politischen Konkurrenz auf Herz und Nieren
geprüft werden. Aber sollen sich die anderen
Fraktionen an diese Auswahl halten? Oder
sollen sie Ausschlusskriterien definieren?

Selbstverständlich sollen sie Bedingungen
stellen. Nicht nur weil sie das immer schon ge-
macht haben, sondern weil alles andere un-
verantwortlich wäre. Sonst könnte man ja
einen Schritt weiter gehen und es ganz den
Parteien überlassen, ihre arithmetisch ermit-
telten Bundesräte selber zu bestimmen.

Die Frage ist nicht, ob, sondern welche Be-
dingungen gestellt werden dürfen. Dazu ge-

hören ein unmissverständliches Bekenntnis
zur Konkordanz und zum kollegialen Regie-
ren und die Fähigkeit, das Land gegen innen
und aussen zu repräsentieren. Schwierig wird
es bei inhaltlichen Kriterien, wenn verlangt
wird, sie müssten der Politik ihrer eigenen
Partei abschwören und sich zu all dem beken-
nen, was sie bis anhin bekämpft haben.

Praktisch alle Parteien haben in mehr oder
weniger verbindlichen Worten verlauten las-
sen, wählbare SVP-Vertreter müssten klar
hinter den bilateralen Verträgen mit der EU
und der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK) stehen. Aber auf Bundes-
ebene gibt es weit und breit keine SVP-Ver-
treter, die diesen Kriterien genügen würden.
Sie unterstützen alle die Masseneinwande-
rungsinitiative, und niemand spricht sich
gegen die Selbstbestimmungsinitiative aus,
die Landesrecht vor Völkerrecht stellen will.
Das erste Volksbegehren steht im Wider-
spruch zu einem zentralen Pfeiler des Bilate-
ralismus, mit dem zweiten nimmt die SVP be-

wusst und explizit die Kündigung der EMRK
und den Austritt aus dem Europarat in Kauf.

Die Forderung, dem eigenen Parteipro-
gramm abzuschwören, ist unhaltbar und in
der Konkordanz systemwidrig. Im Fall eines
SP-Kandidaten würde niemand verlangen, er
solle sich vor dem Einzug in die Landesregie-
rung ausdrücklich gegen die Überwindung
des Kapitalismus aussprechen. Im Übrigen
hat Ueli Maurer vor einem Jahr im Bundesrat
offiziell die Kündigung der EMRK beantragt,
ohne dass er jetzt zur Abwahl empfohlen
wird. Am 9. Dezember wird eine Persönlich-
keit gewählt, kein Parteiprogramm.

Systemwidrig ist auch die 2008 in die SVP-
Statuten aufgenommene Ausschlussklausel,
wonach jeder nicht von der SVP nominierte
Kandidat bei Annahme derWahl aus der Par-
tei ausgeschlossen wird. Die Bestimmung, im
Prinzip eine vereinsinterne Angelegenheit,
bindet die Bundesversammlung in keiner
Weise, führt aber das von der Verfassung vor-
gegebene Wahlverfahren ad absurdum.

OUT OF AFRICA

Kampf gegen
böse Geister
Von RUEDI LÜTHY

Während sich in der Schweiz langsam der Winter
ankündigt, hat hier in Harare der Sommer Einzug
gehalten. Der Garten wird in dieser Zeit zu unserem
Wohnzimmer. Es ist ruhig im Quartier: Ab und zu bellen
Wachhunde hinter den Mauern, sonst ist es still.

Seit einiger Zeit dringen jedoch immer wieder
seltsame Klänge zu uns. In einem Nachbargarten
versammelt sich regelmässig eine Sekte, und der Prediger
verwendet neuerdings einen Lautsprecher, um so auf sich
aufmerksam zu machen. Manchmal scheppert und dröhnt
es so laut, dass es kaum auszuhalten ist. Sekten sind in
Simbabwe ein sehr verbreitetes Phänomen, und die Laut-
sprecher-Praxis entwickelt sich zu einer echten Plage. Das
viel grössere Problem ist aber ein anderes: Viele Sekten
preisen sich als Heilsbringer für alles und jeden an, sie
heilen jede Krankheit – auch Aids – und vertreiben selbst
die boshaftesten Dämonen.

Die Macht der spirituellen Heiler wurde mir erst vor
kurzem wieder eindrücklich vor Augen geführt. Opfer
wurde ein 23-jähriger Mann, der im Jugendtreff unserer
Klinik als Laienberater arbeitet. Ich werde ihn Kundai
nennen. Kundai ist als Waise aufgewachsen und seit 2010
bei uns in der HIV-Behandlung. Bis anhin verlief seine
Therapie sehr erfolgreich. Dann aber bekam er während
der Arbeit plötzlich so starke Kopfschmerzen, dass er sich
hinlegen musste. Als er wieder aufstehen wollte, hatte er
die Sprache verloren. Aus seinem Mund kam nur noch
ein unverständlicher Silbensalat. Die erste Untersuchung
zeigte, dass er an einer schweren akuten Hirnerkrankung,
einer sogenannten Enzephalopathie, litt. Enzephalopathie
ist eine bekannte Folge der HIV-Infektion, die leider auch
unter einer Behandlung auftreten kann.

Am folgenden Tag wollten wir Kundai noch genauer
untersuchen, um seine Therapie entsprechend anpassen
zu können, doch er tauchte nicht in der Klinik auf. Wir
machten uns grosse Sorgen. Was wir dann erfuhren, hat
mich sehr schockiert. Weil Kundai aufgrund seiner akuten
Hirnerkrankung verwirrt und unberechenbar war, wurden
am gleichen Abend zwei spirituelle Heiler gerufen. Diese
meinten, in seinem Körper wohne ein böser Geist,
welcher die sprachliche Verwirrung auslöse. Um den
Geist zu vertreiben, sollte Kundai über glühende Kohlen
laufen. Er wehrte sich aber mit aller Kraft gegen dieses
Ritual. Schliesslich fesselten sie seine Hände und Füsse
eng aneinander, und er musste die ganze Nacht neben
den glühenden Kohlen verbringen. Auf diese Weise sollte
der böse Geist aus seinem Kopf vertrieben werden. In
seinem Zustand war diese Nacht der blanke Horror, er
hatte Todesangst, Schmerzen und versuchte immer
wieder, sich loszureissen.

Vor ein paar Tagen konnten wir ihn dann endlich
untersuchen und die Therapie anpassen. Er war, wie wir
auch, bestürzt über die Härte und die Rohheit der Heiler.
In der Zwischenzeit haben sich seine Sprachstörungen
wieder normalisiert. Die Narben an seinen Hand- und
Fussgelenken sind aber immer noch deutlich sichtbar und
zeugen von der grossen Macht der spirituellen Heiler in
Simbabwe.

Spiritualität und Tradition prallen hier immer wieder
auf die Werte der westlichen Medizin. Wir dürfen unsere
Medizin jedoch nicht über die hiesigen Traditionen
stellen. Ein Nebeneinander, ein Miteinander ist
erstrebenswert, mit dem Patienten im Zentrum. Es sind
jedoch leise Töne gefragt. Die dröhnenden Lautsprecher
lassen wir lieber zu Hause.

Ruedi Lüthy lebt seit 12 Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbab-
wes, wo er eine Klinik für mittellose HIV-Patienten aufgebaut hat.


